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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des einheit- 
lichen Gefüges der Bezüge im öffentlichen Dienst 
(V orläufiges Besoldungsrahmengesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 128. Sitzung am 1. Oktober 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes zu dei Gesetzes Vorlage nach 
Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen 
des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Bruck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Sicherung des einheitlichen Gefüges der Bezüge 
im öffentlichen Dienst 
(Vorläufiges Besoldungsrahmengesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 


Rechtsanspruch auf Bezüge 


Ein Rechtsanspruch auf Bezüge besteht im 
öffentlichen Dienst des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden (Gemeinde verbände) und 
der sonstigen Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts nur dann, 
wenn er durch Gesetz, Rechtsverordnung, 
Satzung, Verwaltungsbestimmung, Tarifver- 
trag (Tarifordnung) oder schriftlichen Einzel- 
arbeitsvertrag ausdrücklich festgelegt ist. 


§ 2 

Begrenzung der Bezüge 

(1) Soweit bundesgesetzlich nicht etwas 
anderes bestimmt ist, dürfen 

a) die Länder, die Gemeinden (Gemeinde- 
verbände) und die sonstigen Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts die Bezüge ihrer Beamten 
und Richter nicht günstiger regeln, als es 
für die Beamten (Richter) des Bundes zu- 
gelassen ist, 

b) die Gemeinden (Gemeindeverbände) und 
die der Landesaufsicht unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts die Bezüge ihrer 
Beamten nicht günstiger regeln, als es für 
die Beamten des aufsichtführenden Lan- 
des zugelassen ist. 


(2) Absatz 1 gilt für alle Regelungen, die 
allgemein oder für bestimmte Gruppen von 
Beamten getroffen werden, gleichgültig ob 
es sich um Gesetze, Rechtsverordnungen, 
Satzungen oder Verwaltungsbestimmungen 
handelt. 

(3) Günstiger ist eine Regelung dann, wenn 
sie für einzelne Bestandteile oder die Ge- 
samtheit der Bezüge höhere Beträge ergibt, 
als sie einem in gleichzubewertendem Amt im 
Dienst des Bundes (Fall des Absatzes 1 Buch- 
stabe a) oder des aufsichtführenden Landes 
(Fall des Absatzes 1 Buchstabe b) stehenden 
Beamten oder Richter mit vergleichbarem 
beruflichen Werdegang gewährt werden. 

(4) Regelungen, die nach dem 31. März 
1954 getroffen worden sind oder in Zukunft 
getroffen werden, sind insoweit unwirksam, 
als sie der Vorschrift des Absatzes 1 wider- 
sprechen. Auf Regelungen, die vor dem 
1. April 1954 getroffen worden sind, bleiben 
die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gel- 
tenden Rahmenvorschriften anwendbar. 


§ 3 


Begriffsbestimmungen 


(1) Bezüge im Sinne dieses Gesetzes sind 
alle Geld- und Sachbezüge, einschließlich der 
Zuwendungen und Entschädigungen, die aus 
Anlaß einer Dienstleistung oder aus sozialen 
Gründen laufend oder aus besonderem An- 
laß gewährt werden. 
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(2) Für die Gleichbewertung eines Amtes 
im Sinne des § 2 Abs. 3 ist nicht die Amts- 
oder Dienstbezeichnung, sondern die Art der 
in dem Amt wahrzunehmenden Aufgaben 
entscheidend. Bis zum Erlaß anderweiter Be- 
stimmungen sind Ämter dann gleichzubewer- 
ten, wenn sie nach den bis zum 8. Mai 1945 
für die Bezüge im öffentlichen Dienst maß- 
gebenden Vorschriften gleichbewertet wurden. 


§ 4 

Besoldungsausschuß 

(1) Entstehen zwischen dem Bund und 
einem Land Meinungsverschiedenheiten über 
die Auslegung oder die Anwendbarkeit dieses 
Gesetzes, so kann jede Partei vorbehaltlich 
des Rechtsweges die Vermittlung eines auf 
Grund dieses Gesetzes zu bildenden Besol- 
dungsausschusses anrufen. Gelingt es dem Aus- 
schuß nicht, eine Einigung der Parteien her- 
beizuführen, so hat er sich auf Antrag einer 
Partei gutachtlich zu den streitigen Fragen 
zu äußern. Über die Stellungnahme, die die- 
ser Äußerung zugrunde zu legen ist, entschei- 
det der Ausschuß mit Stimmenmehrheit. 

(2) Der Ausschuß besteht aus einem Vor- 
sitzenden und vier Beisitzern. Der Vor- 
sitzende wird von der Bundesregierung im 
Einvernehmen mit dem Bundesrat, zwei Bei- 
sitzer werden von der Bundesregierung, zwei 
Beisitzer vom Bundesrat ernannt. Die Aus- 
schußmitglieder sind in ihren Entschließun- 
gen im Ausschuß unabhängig und nicht an 
Weisungen gebunden. Ihre Amtszeit betragt 
drei Jahre; sie kann von der berufenden Stelle 
verlängert und auf Antrag des Ausschuß- 
mitgliedes sowie aus Gründen abgekürzt wer- 
den, die bei Beamten auf Lebenszeit zum Ver- 
lust der Beamtenrechte, zur Entfernung aus 
dem Dienst oder zur Beendigung des Beam- 
tenverhältnisses wegen dauernder Dienst- 
unfähigkeit führen würden. 


(3) Der Ausschuß tritt nach Bedarf am 
Sitz der Bundesregierung zusammen. Er be- 
stimmt sein Verfahren selbst. 

§ 5 

Ermächtigung 

Der Bundesminister der Finanzen kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern und mit Zustimmung des Bundes- 
rates durch Rechtsverordnung bestimmen, 
welchem Amt im Dienst des Bundes ein Amt 
im Dienst der Länder, der Gemeinden (Ge- 
meindeverbände) sowie der sonstigen Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts nach der Art der in dem 
Amt v/ah rz un ehm enden Aufgaben gleichzu- 
bewerten ist. 

S 6 

Geltung für Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigung erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 7 

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig treten die 
Vorschriften des Kapitels III § 8 des Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Besol- 
dungsrechts vom 6. Dezember 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 939) unbeschadet des § 2 Abs. 4 
Satz 2 dieses Gesetzes außer Kraft. 
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Begründung 


Nach Art. 75 GG hat der Bund das Recht, 
unter den Voraussetzungen des Art. 72 GG 
für die Rechtsverhältnisse der im Öffentlichen 
Dienst der Länder, Gemeinden und anderen 
Körperschaften des öffentlichen Rechts ste- 
henden Personen Rahmenvorschriften zu er- 
lassen. Zu den Rechtsverhältnissen, die der 
Bund hiernach rahmengesetzlich mit un- 
mittelbarer Verbindlichkeit für Länder und 
Gemeinden regeln kann, zählt insbesondere 
das Recht auf Bezüge jeder Art für alle 
öffentlichen Bediensteten. Denn gerade auf 
dem Gebiet der Bezüge im öffentlichen Dienst 
kann jede landesgesetzliche Sonderregelung 
„die Interessen anderer Länder oder der Ge- 
samtheit beeinträchtigen“ und erfordert „die 
Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit, 
insbesondere die Wahrung der Einheitlich- 
keit der Lebensverhältnisse über das Gebiet 
eines Landes hinaus“ die Schaffung eines 
bundesgesetzlichen Rahmens (vgl. Art. 72 
Abs. 2 Nr. 2 und 3 GG). 

Der Bund hat von seinem Recht zur Rahmen- 
gesetzgebung in der Weise Gebrauch gemacht, 
daß er aufbauend auf der für alle Gruppen 
des öffentlichen Dienstes in Kapitel VIII des 
Gesetzes vom 30. Juni 1933 (RGBl. I S. 433) 
getroffenen reichsrechtlichen Regelung in 
Kapitel III des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Besoldungsrechts vom 6. De- 
zember 1951 (BGBl. I S. 939) die Bezüge 
der Beamten und Versorgungsempfänger, die 
sich aus den maßgebenden bundesgesetzlichen 
Regelungen ergeben, als Höchstbeträge für 
die Bemessung der Bezüge entsprechender 
oder gleichzubewertender Beamten, Richter 
und Versorgungsempfänger der Länder, der 
Gemeinden und der sonstigen Körperschaften 
des öffentlichen Rechts festgelegt hat. Locke- 
rungen von der hierin liegenden Sperre der 
Beamtenbezüge sind lediglich durch § 6 des 
Dritten Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Besoldungsrechts vom 27. März 
1953 (BGBl. I S. 81) für die Lehrer und 
durch das Gesetz vom 25. Juli 1953 (BGBl. I 
S. 691) für Richter und Staatsanwälte in ge- 
nau festgelegten Grenzen zugestanden worden. 


Wenn auch auf Grund der bisherigen Rah- 
menbestimmungen die Einheitlichkeit des 
Besoldungsgefüges in Bund, Ländern und 
Gemeinden, abgesehen von den Regelungen, 
die auf Grund der letztgenannten Vorschrif- 
ten in den Ländern ergangen sind, im großen 
und ganzen hat gewahrt werden können, so 
haben sich doch in der letzten Zeit verschie- 
dentlich Auslegungszweifel insbesondere in 
der Richtung ergeben, welchen Beamten des 
Bundes gewisse Beamtengruppen in Ländern 
und Gemeinden gleichzubewerten sind, ob 
die Regelung außer den gesetzlich festgeleg- 
ten regelmäßigen Bezügen auch alle Einzel- 
zuwendungen aus besonderem Anlaß, wie 
z. B. Weihnachtszuwendungen und Gratifika- 
tionen, erfaßt und welche Rechtsfolgen mit 
Verstößen gegen die Rahmenbestimmungen 
verknüpft sind. Da diese Auslegungszweifel 
die Handhabung der Rahmenbestimmungen 
erschweren und die Erreichung des mit ihnen 
verfolgten Zwecks in Frage stellen, erscheint 
eine schärfere Fassung und Ergänzung der 
Bestimmungen geboten. Das gilt im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt um so mehr, als die im 
Gang befindlichen Vorarbeiten für eine Neu- 
regelung des Bundesbesoldungsrechts durch 
jede über die derzeitigen Bundessätze hinaus- 
gehende Sonderregelung in einem Land oder 
in den Gemeinden empfindlich gestört und 
die beabsichtigte Neuregelung in schwer er- 
träglicher Weise präjudiziert würde. 

Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfs ist es 
hiernach, durch eine möglichst klare und ein- 
deutige Fassung der Rahmenbestimmungen 
die bei Anwendung des bisherigen Rechts ent- 
standenen Auslegungszweifel zu beseitigen 
und damit für die Zukunft eine wirksamere 
Handhabung der Bestimmungen zu erleich- 
tern. Darüber hinaus soll das neue Gesetz 
nachdrücklich den Willen des Bundesgesetz- 
gebers bekräftigen, in Ausübung des ihm 
verfassungsmäßig eingeräumten Rechts zur 
Rahmengesetzgebung die Einheitlichkeit der 
Bezüge im öffentlichen Dienst aufrechtzu- 
erhalten und damit eine wesentliche Voraus- 
setzung für die Neuregelung des Bundes- 
besoldungsrechts zu sichern. 
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Im einzelnen wird zu dem Gesetzentwurf 
folgendes bemerkt: 

1. Zur Überschrift 

Die Fassung ist gewählt worden, weil die 
Regelung des § 1 über eine besoldungsrecht- 
liche Regelung hinausgeht, sich vielmehr auch 
auf vertragliche Vergütungs- und Lohn- 
ansprüche im öffentlichen Dienst bezieht. Sie 
soll gleichzeitig die Erwartung des Gesetz- 
gebers zum Ausdruck bringen, daß die im 
Gesetz enthaltene Rahmenregelung für die 
Beamtenbezüge sich auf die Vergütungs- und 
Lohnpolitik der öffentlichen Dienstherren 
im Sinne der Erhaltung eines möglichst ein- 
heitlichen Gefüges aller Bezüge im öffent- 
lichen Dienst auswirken wird. 

Der geklammerte Zusatz legt nicht nur die 
Zitierweise des Gesetzes fest, sondern bringt 
auch zum Ausdruck, daß das Gesetz nur als 
vorläufige Regelung bis zum Erlaß eines 
neuen Bundesbesoldungsgesetzes und eines 
abschließenden Rahmengesetzes über die Be- 
züge im öffentlichen Dienst zu gelten hat. 

2. Zu § 1 

Der Bundesrat hat in einer Entschließung 
vom 18. Dezember 1953 die Bundesregierung 
ersucht, die Sperrvorschriften so auszubauen, 
daß eine einheitliche Handhabung auch außer- 
ordentlicher Zuwendungen an die Öffentlichen 
Bediensteten gesichert ist. Wenn auch diesem 
Wunsch des Bundesrates durch das vor- 
liegende Gesetz, das von Eingriffen in be- 
stehende Tarifverträge und einer Einschrän- 
kung der Vertragsfreiheit der Tarifpartner 
bewußt Abstand nimmt, noch nicht in vol- 
lem Umfange entsprochen werden kann, so 
erscheint es doch geboten, mindestens die 
Tatbestände, aus denen sich im öffentlichen 
Dienst Rechtsansprüche auf Bezüge jeder Art 
ergeben können, eindeutig festzulegen. Die 
vom Bundesrat gewünschte einheitliche Re- 
gelung gerade auch des Rechts auf außer- 
ordentliche Zuwendungen im öffentlichen 
Dienst macht es erforderlich, den in der ar- 
beitsgerichtlichen Rechtsprechung entwickel- 
ten Grundsatz, wonach ein Rechtsanspruch 
auf bestimmte Bezüge (z. B. Weihnachts- 
zuwendungen und Gratifikationen) auch 
durch wiederholte tatsächliche Gewährung, 
d. h. ohne ausdrückliche vertragliche Ver- 
einbarung, entstehen kann, für den Bereich 


des öffentlichen Dienstes auszuschalten. Nur 
auf diese Weise kann vermieden werden, daß 
durch eine schwer kontrollierbare tatsäch- 
liche Handhabung des Zulagewesens dauernde 
und verschiedenartige rechtliche Verpflich- 
tungen der öffentlichen Dienstherren ent- 
stehen. 

Durch die Fassung der Bestimmung soll 
klargestellt werden, daß auch Rechtsan- 
sprüche, die auf Grund der bisherigen Recht- 
sprechung anerkannt oder rechtskräftig fest- 
gestellt worden sind, in Zukunft nur noch 
im Rahmen der jeweils maßgebenden aus- 
drücklichen Regelung bestehen. Auf der an- 
deren Seite befaßt sich die Vorschrift nur 
mit den unmittelbaren Rechtsansprüchen auf 
Bezüge, läßt also Rechtsansprüche auf Grund 
allgemeiner Bestimmungen (z. B. Schadens- 
ersatz- und Bereicherungsansprüche sowie 
etwaige Ansprüche aus Art. 3 GG) unberührt. 

Die Bestimmung schafft im übrigen auch 
neues Bundesrecht, beschränkt sich also nicht 
auf eine rahmengesetzlichc Regelung im 
Sinne des Art. 75 GG. 


3. Zu § 2 

Die Vorschrift enthält die Neufassung der 
eigentlichen Rahmenbestimmungen für die 
Beamtenbesoldung. Es ist also davon abge- 
sehen worden, auch die Angestelltenvergü- 
tungen und Arbeiterlöhne in die Neurege- 
lung einzubeziehen. Doch wird, wie schon 
oben dargelegt, erwartet werden können, 
daß die für die Bezüge der Beamten vorge- 
sehene Regelung sich auch in künftigen Ver- 
tragsverhandlungen der Tarifpartner über die 
Angestelltenvergütungen und Arbeiterlöhne 
auswirken wird. Die neuen Rahmenbestim- 
mungen für die Versorgungsbezüge sollen in 
dem in Vorbereitung befindlichen Beamten- 
rahmengesetz getroffen werden. Bis zum Er- 
laß dieses Gesetzes bleibt es bei der Bestim- 
mung des § 9 des Gesetzes vom 6. Dezem- 
ber 1951. 

Bezüglich der Beamtenbezüge sieht Abs. 1 eine 
Sperre in zweifacher Hinsicht vor. Er unter- 
sagt in jedem Falle eine Überschreitung der 
Bundessätze, bindet darüber hinaus aber auch 
die Gemeinden und die der Landesaufsicht 
unterliegenden Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts an die Sätze des aufsichtfüh- 
renden Landes als Höchstsätze. Die zur 
Durchführung der Sperre des Abs. 1 Buch- 
stabe b erforderlichen Maßnahmen sollen 
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dabei weitgehend der eigenverantwortlichen 
Regelung durch die Länder überlassen blei- 
ben. 

Abs. 2 stellt klar, daß die Rahmenbestim- 
mung des Abs. 1 nicht nur für gesetzlich 
geregelte Bezüge gilt, sondern auch solche 
Bezüge ergreift, die in Rechtsverordnungen, 
Satzungen oder Verwaltungsbestimmungen 
ihre Grundlage finden. 

Der in Abs. 3 enthaltenen Bestimmung des 
Begriffs der „günstigeren Regelung“ liegt der 
Gedanke zugrunde, daß es für eine wirksame 
Durchsetzung der Sperrbestimmungen nicht 
genügt, wenn eine Höchstgrenze für die Ge- 
samtbezüge festgesetzt wird, sondern daß die 
Bundesregelung auch für die Höchstbeträge 
der einzelnen Bestandteile der Bezüge 
(Grundgehalt, Wohnungsgeld, Kinderzu- 
schlag usw.) maßgebend sein muß. Als gün- 
stiger soll eine Regelung auch dann ange- 
sehen werden, wenn sie auf Grund einer 
günstigeren Berechnungsmethode (z. B. BDA- 
Festsetzung, Anrechnung von Vordienstzei- 
ten, Gestaltung der Dienstalterszulagen usw.) 
für einzelne Bezugsarten zu höheren Beträ- 
gen gelangt als die maßgebende Bundesrege- 
limg. 

Abs. 4 räumt Zweifel über die Folgen eines 
Verstoßes gegen die Rahmenbestimmungen, 
wie sie bei der Anwendung der zur Zeit gel- 
tenden Rahmenbestimmungen entstanden 
sind, dadurch aus, daß er entgegenstehende 
Regelungen ausdrücklich für unwirksam er- 
klärt. Die Vorschrift schafft insoweit un- 
mittelbar für die Länder geltendes Recht, was 
nach herrschender Ansicht im Zuge der Rah- 
mengesetzgebung nach Art. 75 GG zulässig 
ist. Es sollen jedoch nur solche widerspre- 
chenden Regelungen nach dem vorliegenden 
Gesetz für unwirksam erklärt werden, die nach 
dem 31. März 1954 erlassen worden sind oder 
in Zukunft erlassen werden. Hinsichtlich der 
bis zu diesem Zeitpunkt erlassenen Regelungen 
soll es nach Satz 2 bei den bisherigen 
Vorschriften (Kapitel III des Gesetzes vom 
6. Dezember 1951 und Kapitel VIII des Ge- 
setzes vom 30. Juni 1933) bewenden. Die 
Länder sollen also vor Erlaß eines neuen 
Bundesbesoldungsgegetzes und eines entspre- 
chenden Rahmengesetzes nicht genötigt wer- 
den, ihr gesamtes geltendes Besoldungsrecht 
auf die Vereinbarkeit mit der vorliegenden 
Regelung überprüfen und evtl. Anpassungs- 
maßnahmen treffen zu müssen. Andererseits 
werden aber auch Verstöße gegen die bisher 
geltenden Rahmenbestimmungen in der Ver- 


gangenheit nicht etwa sanktioniert, sondern 
sie bleiben der Verfolgung durch den Bund 
auf Grund des bisherigen Rechts überlassen. 
Auch die vor dem Bundesverfassungsgericht 
wegen früherer Verstöße bereits anhängigen 
Verfahren werden somit von der vorliegen- 
den Regelung nicht berührt. 

4. Zu § 3 

Abs. 1 stellt im Zusammenhang mit §§ 1 und 
2 Abs. 1 und 2 klar, daß sich die Regelung 
auf alle nur denkbaren Bezüge bezieht, gleich- 
gültig, ob es sich um Geld- oder Sachbezüge 
handelt, die laufend oder aus besonderem 
Anlaß gewährt werden, ob die Bezüge ein 
Entgelt für haupt- oder nebenamtliche 
Dienste, eine Entschädigung oder eine so- 
ziale Zuwendung darstellen und ob die Be- 
züge schließlich auf Gesetz oder Verwaltungs- 
bestimmung beruhen. 

Abs. 2 beschränkt sich darauf, für die 
Gleichbewertung von Ämtern in Bund, Län- 
dern, Gemeinden (usw.) im Sinne des § 2 
Abs. 3 eine Faustregel aufzustellen. Hier wird 
aber angesichts der Vielfalt und der zahlrei- 
chen Besonderheiten von Ämtern, Aufgaben- 
gebieten und Laufbahnen, insbesondere auch 
in den Gemeinden, auf eine weitere Rege- 
lung durch Rechtsverordnung, wie sie in § 5 
vorgesehen ist, nicht verzichtet werden kön- 
nen. Allerdings ist in diesem Zusammenhang 
zu beachten, daß der Bundeseesetzgeber bei 
der Aufstellung von Gleichbewertungsgrund- 
sätzen im Rahmen der Regelung -des § 2 
Abs. 1 Buchstabe b weitgehend durch die 
Landesgesetzgeber entlastet werden wird. 

5. Zu § 4 

Durch die Einrichtung e : nes Vermittlungs- 
und Gutachterausschusses, dem unabhängige 
Besoldungsexperten des Bundes und der Län- 
der angehören, sollen gerichtliche Ausein- 
andersetzungen zwischen Bund und Ländern 
über die Auslegung und Anwendbarkeit des 
vorliegenden Gesetzes nach Möglichkeit ver- 
mieden werden. Der Rechtsweg soll aber in 
keinem Falle ausgeschlossen und auch nicht 
etwa von einer vorherigen Stellungnahme des 
Besoldungsausschusses abhängig gemacht wer- 
den. 

Ob die Länder zur Durchführung der in § 2 
Abs. 1 Buchstabe b enthaltenen Rahmenbe- 
stimmung entsprechende Landesbesoldungs- 
ausschüsse einrichten wollen, bleibt ihrer Ent- 
scheidung überlassen. 


6 



6. Zu § 5 

Die hier enthaltene Ermächtigung soll eine 
Ausfüllung der in § 3 Abs. 2 gegebenen Re- 
gel über die Gleichbewertung von Ämtern 
ermöglichen. Sie entspricht in ihrer Fassung 
den Vorschriften des Art. 80 Abs. 1 GG. 

7. Zu § 6 

Die Berlin-Klausel entspricht der in der Bun- 
desgesetzgebung zur Zeit üblichen Fassung. 


8. Zu § 7 

Die nach Satz 2 außer Kraft tretenden Be- 
stimmungen bleiben gemäß § 2 Abs. 4 Satz 2 
für Regelungen, die vor dem 1. April 1954 
getroffen worden sind, anwendbar. § 8 des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bcsoldungsrechts vom 6. Dezember 1951 ist 
insofern auch weiterhin zu beachten, als auf 
ihn in der noch aufrechterhaltenen Bestim- 
mung des § 9 des genannten Gesetzes für die 
Rahmenregelung der Versorgungsbezüge Be- 
zug genommen wird. 


Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. Zu § 2 Abs. 1 

In Buchstabe a Zeile 3 ist das Worr „ihrer“ 
durch das Wort „der“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung soll zum Ausdruck brin- 
gen, daß die Länder bei ihrer Gesetz- 
gebung auch hinsichtlich der Beamten der 
Gemeinden und der anderen in Buch- 
stabe a aufgeführten Einrichtungen an die 
Sperrvorschrift gebunden sind. 

2. Zu § 2 Abs. 2 

Abs. 2 ist folgender Satz 2 anzufügen: 
„Dies gilt entsprechend für Regelungen 
durch Einzeldienstverträge mit Beamten.“ 

Begründung 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung soll 
verhindert werden, daß in Einzelfällen 
durch besondere Verträge zusätzlich Be- 
züge oder Zulagen gewährt werden, die 
die zulässige Höchstgrenze überschreiten. 

3. Zu § 2 Abs 4 

Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Regelungen, die nach dem 31. März 
1954 getroffen worden sind oder in Zu- 


kunft getroffen werden, sind vom Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
ab insoweit unwirksam, als sie der Vor- 
schrift des Absatzes 1 widersprechen. Im 
übrigen bleiben die bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Rahmenvor- 
schriften anwendbar.“ 

Begründung 

Die Neufassung dient der Klarstellung, 
-daß die Gesetzeswirkung ex nunc ein- 
tritt. 


4. Zu § 3 

Abs. 2 Satz 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Wegen der Änderung der Verhältnisse 
nach dem Zusammenbruch erscheint die 
vorgesehene Bewertung heute nicht mehr 
gerecht und zweckmäßig. 

5. Zu § 4 Abs. 2 

Der Satz des Abs. 2 ist durch die folgen- 
den Sätze zu ersetzen: 

„Die Amtszeit der Ausschußmitglieder 
beträgt drei Jahre. Wiederberufung ist 
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zulässig. Sie können von der berufenden 
Stelle auf ihren Antrag oder aus den 
Gründen, die bei Beamten auf Lebenszeit 
zum Verlust der Beamtenrechte, zur Ent- 
fernung aus dem Dienst oder zur Been- 
digung des Beamtenverhältnisses wegen 
dauernder Dienstunfähigkeit führen wür- 
den, vorzeitig abberufen werden.“ 

Begründung 

Das vorgeschlagene Verfahren ist zweck- 
mäßiger. Es entspricht außerdem auch 
dem sonst beim Bundesrat üblichen Ver- 
fahren. 


6. Zu § 5 

a) Satz 1 ist am Ende wie folgt zu ergän- 
zen: „(§ 2 Abs. 1 Buchstabe a)“. 

b) Hinter Satz 1 ist der folgende Satz ein- 
zufügen: 

„Die Landesregierungen können durch 
Rechtsverordnung bestimmen, welchem 
Amt im Dienst des Landes ein Amt im 
Dienst der Gemeinden (Gemeindever- 
bände) sowie der sonstigen seiner Auf- 
sicht unterstehenden Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts nach der Art der im Amt 
wahrzunehmenden Aufgaben gleich- 
zubewerten ist (§ 2 Abs. 1 Buchstabe 'b). M 


Begründung zu Buchstaben a 
und'b 

Die Fassung des Entwurfs geht über die 
Zuständigkeit des Bundes hinaus. Die in 
Satz 1 vorgesehene Ermächtigung ist auf 
das Verhältnis zwischen Bund und Län- 
dern zu beschränken. Für das Verhältnis 
zwischen Ländern und Gemeinden sowie 
landesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts empfiehlt sich eine entsprechende 
Ermächtigung für die Landesregierungen. 

7. Zu § 7 

Hinter Satz 1 ist der folgende Satz ein- 
zufügen: 

„Es gilt bis zum Erlaß eines Besoldungs- 
rahmengesetzes, längstens bis zum 31. März 
1956.“ 

Begründung 

Diese Vorschrift soll dem Übergangscharak- 
ter des Gesetzentwurfs, der schon in sei- 
ner Überschrift zum Ausdruck kommt, 
Rechnung tragen. Der Stichtag vom 
31. März 1956 ist gewählt worden in der Er- 
wartung, daß die Bundesregierung bis zu 
diesem Zeitpunkt das neue Bundesbesol- 
dungsgesetz und das abschließende Rah- 
mengesetz über die Bezüge im öffentlichen 
Dienst vorlegen wird. Der Bundesrat hält 
es für dringend erforderlich, daß ein sol- 
ches Gesetz so bald wie möglich verab- 
schiedet wird. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


1. Zu § 2 Abs. 1 

Dem Änderungsvorschlag, der lediglich 
redaktioneller Art ist, wird zugestimmt. 

2. Zu § 2 Abs. 2 

An der Fassung des Entwurfs wird fest- 
gehalten. 

Der vorgeschlagene Zusatz ist schon des- 
halb bedenklich, weil durch ihn der Ein- 
druck erweckt werden kann, als seien Ein- 
zeldienstverträge mit Beamten überhaupt 
in größerem Umfange möglich. In Wirk- 
lichkeit werden nur gewisse in Bayern und 
Baden-Württemberg zulässige einzelver- 
tragliche Regelungen mit Amtsbürgermei- 
stern und Landräten von dem Zusatz be- 
troffen. Auch diese einzelvertraglichen 
Regelungen beruhen aber jeweils auf ge- 
setzlichen Ermächtigungen. Wenn also die 
gesetzlichen Ermächtigungen so gefaßt 
sind, daß sie bei Abschluß von Einzel Ver- 
trägen die Überschreitung der Rahmen- 
sätze des Bundes zulassen, so verstoßen 
die Ermächtigungsgesetze insoweit gegen 
die Rahmenbestimmungen des Bundes und 
sind daher gemäß § 2 Abs. 4 des Entwurfs 
unwirksam. Ein echtes Bedürfnis für die 
Hereinnahme der Einzeldienstverträge in 
die Vorschrift des § 2 Abs. 2 kann daher 
nicht anerkannt werden. 

3. Zu § 2 Abs. 4 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Er lehnt 
sich weitgehend an die bisherige Fassung 
des Entwurfs an und unterscheidet sich 
von dieser nur insofern, als widerspre- 
chende Regelungen, die nach dem 31. März 
1954 getroffen sind, nicht ex nunc für un- 
wirksam erklärt werden, sondern erst vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes 
an. 


4. Zu § 3 

An der Fassung des Entwurfs wird fest- 
gehalten. 

Auf die in Abs. 2 Satz 2 niedergelegte 
Ubergangsregelung, die lediglich bis zum 
Erlaß einer Rechtsverordnung gemäß 5 5 
des Entwurfs gelten soll, kann nicht ver- 
zichtet werden, weil andernfalls in der 
Zwischenzeit erhebliche Rechtsunsicher- 
heit hinsichtlich der Gleichbewertung von 
Ämtern bestehen würde. Die Regelung hat 
insbesondere Bedeutung für die Vergleich- 
barkeit der in der Besoldungsordnung be- 
werteten Ämter mit den Ämtern innerhalb 
der Kommunalverwaltung. In den Grund- 
sätzen für die Bewertung von Dienstposten 
sind auch nach dem Zusammenbruch nicht 
so wesentliche Änderungen eingetreten, 
daß die vorgesehene Übergangsregelung 
nicht hingenommen werden könnte. 


5. Zu § 4 Abs. 2 

Dem Änderungsvorschlag wird aus den 
vom Bundesrat angeführten Gründen zu- 
gestimmt. Er enthält sachlich keine wesent- 
liche Abweichung von dem Entwurf. 


6. Zu § 5 

Den Änderungsvorschlägen wird aus den 
vom Bundesrat angeführten Gründen zu- 
gestimmt. 


7. Zu § 7 

Grundsätzliche Bedenken gegen die vor- 
geschlagene zeitliche Befristung des Ge- 
setzes werden zurückgestellt. 
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